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Sehr geehrter Herr Semsrott, 
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Rheinlandpfalz 
MINISTERIUM DERJUSTIZ 

Ernst-Ludwig-Straße 3 
55116 Mairiz 
Zentrale Kommunikation : 
Telefon 06131 16-0 
Telefax 06131 16-4887 
Poststelle@jm.rlp.de 
www.jm.rlp.de 

19. August 2019 

unter Bezugnahme auf Ihren Antrag vom 03.01 .2019 erhalten Sie in Anlage den teil­

weise geschwärzten Vertrag zwischen der juris GmbH und dem Land Rheinland-Pfalz, 

vertreten durch das Ministerium der Justiz, über den Aufbau und den Vertrieb eines 

Bürgerservices mit Verwaltungsvorschriften Rheinland-Pfalz, sowie den zwischen den 

Parteien geschlossenen Änderungsvertrag über den Aufbau und den Betrieb eines Bür­

gerservices mit Verwaltungsvorschriften Rheinland-Pfalz (nachfolgend als "Vertrag" be­

zeichnet). 

Damit wird Ihrem Antrag auf Informationszugang teilweise entsprochen. 
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Diether-von-lsenburg-Straße 
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Mit Ihrem oben genannten Antrag begehren Sie Zugang zu einem "Vertrag des Landes 

RLP mit der juris GmbH in Bezug auf die Bereitstellung von Gerichtsurteilen und Lan­

desrecht online". Soweit der Vertrag darüberhinausgehende Inhalte zum Gegenstand 

hat, sind diese von Ihrem Antrag nicht umfasst und waren daher zu schwärzen . 

Auch diejenigen Passagen des Vertrags, die Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse der 

juris GmbH enthalten, waren zu schwärzen. 

Unter Betriebs- oder Geschäftsgeheimnissen im Sinne des Informationsfreiheitsrechts 

werden allgemein "alle auf ein Unternehmen bezogenen Tatsachen , Umstände und 

Vorgänge verstanden, die nicht offenkundig sind und an deren Nichtverbreitung der Un­

ternehmer ein berechtigtes Interesse hat" (OVG Münster, Urteil vom 9. Februar 

2012-5 A 166/10- juris-Rn. 93). 

Das berechtigtes Interesse an der Geheimhaltung einer Information muss wirtschaftli­

cher Art sein (Schach, Informationsfreiheitsgesetz Kommentar, 2. Aufl. 2016, § 6 Rn. 

91). Es "besteht, wenn die Offenlegung der Information geeignet ist, exklusives techni­

sches oder kaufmännisches Wissen den Marktkonkurrenten zugänglich zu machen und 

so die Wettbewerbsposition des Unternehmens nachteilig zu beeinflussen." (OVG 

Münster, Urteil vom 9. Februar 2012-5 A 166/10- juris-Rn. 93) . 

Entscheidend ist eine Wettbewerbsrelevanz der in Rede stehenden Information 

(Schach, Informationsfreiheitsgesetz Kommentar, 2. Aufl. 2016, § 6 Rn. 92). Wettbe­

werbsrelevante Informationen sind etwa solche zu Umsatzzahlen und (betriebs-)wirt­

schaftlicher Situation eines Unternehmens sowie zu seinen Kunden oder Lieferanten. 

Auch die von einem Unternehmen eingesetzten oder vereinbarten Vertragsgestaltun­

gen kommen in Betracht (OVG Münster, Urteil vom 9. Februar 2012 - 5 A 166/10 -

juris-Rn. 93 m.w.N.). 
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Ausreichend ist, dass die in Rede stehende Information Rückschlüsse auf die Betriebs­

führung oder Marktstrategie eines Unternehmens zulässt. Hierzu gehören die Kosten­

kalkulation und Entgeltgestaltung sowie ähnliche Betriebsinterna (Schach, Informati­

onsfreiheitsgesetz Kommentar, 2. Aufl. 2016, § 6 Rn. 93). 

Vor diesem Hintergrund besteht ein berechtigtes wirtschaftliches Geheimhaltungsinte­

resse der juris GmbH insbesondere in Bezug auf diejenigen Passagen des Vertrags, 

die folgende- wettbewerbsrelevante- Gesichtspunkte betreffen: 

o das Wie, also die konkrete Art und Weise, der Leistungserbringung; 

o die Vergütung der juris und Zahlungskonditionen; 

o außerhalb des Vertrags liegende (nicht notwendig vertragliche) Rechtsbezie­

hungen der juris GmbH zum Land Rheinland-Pfalz oder zu Dritten; 

o die konkrete Ausgestaltung einzelner, für das Verhältnis der beiden Vertrags­

parteien zueinander spezifischer Vertragskonditionen, zum Beispiel bezüglich 

der Haftung; 

o Beginn und Laufzeit des Vertrags. 

Die Kenntnis von Passagen des Vertrags, welche diese Gesichtspunkte betreffen , er­

möglichte es Dritten, Rückschlüsse auf die wirtschaftliche und technische Leistungsfä­

higkeit der juris GmbH, auf ihre Verhandlungsposition und -strategie, ihren Kunden- und 

Lieferantenstamm sowie auf ihre lnvestitionsplanung, Kostenkalkulation und damit 

Preisgestaltung zu ziehen . Die Investitionsplanung hängt im Falle der Bereitstellung in­

formationstechnischer Datenbanksysteme gerade auch von Vertragslaufzeiten ab, wel­

che über erforderliche Anpassungen der Systeme an den sich schnell entwickelnden 

Stand der Technik entscheiden. Mit Kenntnis der bezeichneten Passagen hätten Dritte 

folglich Einsicht in entscheidende Aspekte der Betriebsführung und Marktstrategie der 

juris GmbH. Diese Kenntnis Dritter wäre geeignet, die Wettbewerbsposition der 

juris GmbH nachteilig beeinflussen. 

Die Passagen des Vertrags, die Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse der juris GmbH 

enthalten, dürfen gemäß § 16 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 L TranspG nicht offengelegt werden. Die 
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juris GmbH, die insoweit um Stellungnahme zu Ihrem Antrag gebeten wurde, hat der 

Offenlegung widersprochen-. 

Die Offenlegung ist auch nicht durch Rechtsvorschriften gestattet. 

Insbesondere besteht auch kein überwiegendes öffentliches Interesse an der Offenle­

gung. Wie die Formulierung der genannten ·Vorschrift deutlich macht ("es sei denn"), 

stellt die Zulässigkeit der Offenlegung von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen auf­

grund überwiegenden öffentlichen Interesses die Ausnahme dar. Für die erforderliche 

Abwägung zwischen Geheimhaltungsinteresse des betroffenen Unternehmens und Of­

fenlegungsinteresse der Allgemeinheit geht der Landesgesetzgeber davon aus, dass 

grundsätzlich Ersteres, nur in seltenen Fällen Letzteres überwiegt. 

Das Interesse der juris GmbH an der Geheimhaltung derjenigen Passagen des Ver­

trags, welche Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse enthalten, ist erheblich. Wie be­

schrieben geben diese Passagen Einblicke in strategische Positionen und Entscheidun­

gen der juris GmbH. Die Kenntnisnahme Dritter von den Passagen könnte schwerwie­

gende Wettbewerbsnachteile für die juris GmbH nach sich ziehen. Das gilt insbeson­

dere in einer Branche, die von hohen Marktzutrittsschranken und folglich einer nur ge­

ringen Zahl von Wettbewerbern geprägt ist. Das ist bei der Branche der juristischen 

Informationsdienstleistungen der Fall, etwa aufgrund der für Datenbanksysteme und 

den Erwerb von Lizenzen erforderlichen Anfangsinvestitionen. Gerade in einem solchen 

Marktumfeld können Wettbewerber strategisch relevante Informationen über ihre Kon­

kurrenten gezielt einsetzen , um sich Vorteile zu verschaffen. Das Interesse der Allge­

meinheit an der Offenlegung der in Rede stehenden Passagen ist hingegen als ver­

gleichsweise geringfügig anzusehen. Deutlich wird dies mit Blick auf die Zwecke des 

L TranspG, welche gemäß dessen § 17 im Rahmen der hier erforderlichen Abwägung 

zu berücksichtigen sind . Das L TranspG dient laut§ 1 der Vergrößerung von Transpa­

renz und Offenheit der Verwaltung, um unter anderem die demokratische Meinungs­

und Willensbildung, die Kontrolle des Staates durch Bürgerinnen und Bürger sowie die 

Nachvollziehbarkeit politischer Entscheidungen zu fördern . Für die Erreichung dieser 
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Zwecke ist die Kenntnis der Allgemeinheit von Vertragsbestimmungen, welche Rück-

schlüsse auf Betriebsführung und Marktstrategie eines privatrechtlich organisierten Un-

ternehmens zulassen , nicht erforderlich . 

Mit freundlic n rüßen 

Im Auftrag ████
██████ ████

1 Anlage 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Zustellung Klage beim 

Verwaltungsgericht Mainz , Ernst-Ludwig-Str . 9, 55116 Mainz schriftlich , nach Maß-

gabe des § 55 a der Verwaltungsgerichtsordnung durch Einreichung eines elektroni-

schen Dokuments oder zu Protokoll der Urkundsbeamtin oder des Urkundsbeamten 

der Geschäftsstelle erhoben werden . Die Klage muss die Klägerin oder den Kläger, 

die Beklagte oder den Beklagten sowie den Gegenstand des Klagebegehrens be-

zeichnen . Sie soll einen bestimmten Antrag enthalten . Die zur Begründung dienenden 

Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben und die angefochtene Verfügung soll 

in Abschrift beigefügt werden . Falls die Klage -schriftlich oder zu Protokoll erhoben 

wird, sollen der Klage nebst Anlagen so viele Abschriften beigefügt werden, dass alle 

Beteiligten eine Ausfertigung erhalten können . 

Außerdem besteht für-Sie die Möglichkeit der Anrufung des rheinland-pfälzischen Lan-

desbeauftragten für den Datenschutz und die Informationsfreihe it. 
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